
Petition für mehr Sicherheit und Ordnung
Die Kriminalität im ersten Halbjahr 2016 zeigt einen Trend zu mehr Gewalt gegen Beamte

Von Franziska Laur

Basel. Die Zahlen zur Kriminalität im
ersten Halbjahr 2016 sind durchzogen.
Tötungsdelikte respektive Tötungsver-
suche hat es fünf gegeben, im ersten 
Halbjahr 2015 waren es sieben. Die
Zahl der vorsätzlichen Körperverlet-
zungen ist stabil geblieben, ebenso die-
jenige der Einbrüche und Entreissdieb-
stähle. Zugenommen haben die Verge-
waltigungen. Dort sind es in diesem
Halbjahr zehn Fälle, 2015 waren es
neun. Gewalt und Drohung gegen 
Behörden haben ebenfalls um zehn Pro-
zent zugenommen und Sachbeschädi-
gung um 15 Prozent.

Trotzdem – die Kleinbasler haben
genug: So reichen sie eine Petition für
mehr Sicherheit, Ruhe und Ordnung im
Kleinbasel ein. Sie verlangen damit,
dass mehr in die Sicherheit investiert 
wird: «… damit man sich wie früher

überall und zu jeder Zeit auf dem gan-
zen Kantonsgebiet, vor allem aber auch 
im Kleinbasel, angstfrei aufhalten
kann». Unterzeichner sind die beiden
SVP-Grossratskandidaten Felix Wehrli
und Rolf Schuler. Wehrli ist Detektiv, 
Schuler war im Polizeidienst tätig. Sie
haben die Petition jedoch unabhängig
vom Kriminalitätstrend 2016 verfasst.
Polizeidirektor Baschi Dürr sagt denn
auch, dass die Zahlen für sich allein
nicht befriedigen. «Sie bestärken uns
letztlich darin, dass wir mit verschiede-
nen strategischen und operativen Mass-
nahmen nicht nachlassen dürfen.» Von 
Grossprojekten wie «Kapo 2016» bis zur
weiteren Steigerung der Präsenz und
der Effizienz der Polizei bis hin zur Aus-
bildung und Ausrüstung der Polizei 
müsse man am Thema dranbleiben.

«Statistik ist das eine, für die ältere 
Dame, welcher die Handtasche entris-
sen wurde und die dabei gestürzt ist, ist

es egal, ob wir bessere Statistikwerte
haben oder nicht», sagt LDP-Parteiprä-
sidentin Patricia von Falkenstein. Es 
brauche genügend Polizeikräfte und
entsprechenden gezielten Einsatz. Das
dürfe falls nötig auch mehr kosten.
Angriffe auf Polizeikräfte seien rigoros
zu ahnden und Sachbeschädigungen
dürften nicht bagatellisiert werden. 
Darum solle bei Demonstrationen här-
ter durchgegriffen werden.

Zahlen mit Vorsicht geniessen
«Die vorliegenden Zahlen sind eine

Trendübersicht und daher mit Vorsicht
zu geniessen», sagt Brigitte Hollinger, 
SP-Präsidentin. Die Polizeipräsenz im
öffentlichen Raum zeige aber anschei-
nend Wirkung: «Die Abnahme bei den
Taschendiebstählen könnte darauf
zurückzuführen sein.»

Besorgniserregend findet die neuste
Erhebung jedoch Sebastian Frehner, 

SVP-Präsident: «Dass insbesondere 
Gewalt gegen Beamte und Sachbeschä-
digungen zunehmen, ist nicht akzepta-
bel.» Dies stehe wohl im Zusammen-
hang mit den vielen linksextremen
Demonstrationen und dem von rot-grü-
ner Seite tolerierten und verharmlosten
Chaotentum. «Um Sachbeschädigun-
gen zu verhindern, sind auch in den
Aussenquartieren vermehrt Polizeipat-
rouillen einzusetzen. An neuralgischen
Punkten soll zudem die Einführung von
Videoüberwachung geprüft werden.»

CVP-Präsidentin Andrea Strahm fin-
det den Rückgang bei den Taschendieb-
stählen erfreulich. «Da dürfte die Prä-
ventionskampagne der Polizei gegriffen
haben.» Die Zunahme bei den Sachbe-
schädigungen und von Gewalt und Dro-
hungen gegen Beamte hingegen sei 
nicht tolerierbar. Allerdings gelte es
sauber zu prüfen, ob sich die Zahlen tat-
sächlich zum Trend entwickeln.
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Frage des Tages
Schiesst die Unternehmenssteuer­
reform III über das Ziel hinaus?

Baselland will sich mit der Steuerreform III
für Unternehmen besser positionieren.
Übertreibt der Kanton? www.baz.ch

Systemwechsel differenziert und ausgewogen 
Mit den Eckpfeilern zur Unternehmenssteuerreform III will sich Baselland im Steuerwettbewerb verbessern

Das Ergebnis der Frage von gestern:

Soll Baselland in den Steuer­
wettbewerb einsteigen?

ANZEIGE

Von Thomas Dähler

Liestal. Die am Mittwoch von Finanz-
direktor Anton Lauber vorgestellten
Eckwerte für die Unternehmenssteuer-
reform III im Baselbiet haben bisher fast 
keine Reaktionen ausgelöst. Offiziell
verbreitet haben nur die Sozialdemo-
kraten Stellungnahmen. Die SP kriti-
siert, dass die Senkung der Gewinnsteu-
ern auf 14 Prozent «über das Ziel hinaus
schiesst». Und die Juso sind generell
gegen tiefere Gewinnsteuern. Der Streit
um die Gewinnsteuern verdeckt, dass
Lauber einen differenzierten und aus-
gewogenen Systemwechsel plant.

Dass heute Kritik am Systemwechsel
bei den Unternehmenssteuern vor 
allem von links kommt, ist ein eigentli-
cher Paradigmenwechsel. Die Linke hat
noch vor wenigen Jahren applaudiert, 
als die Schweiz gegenüber OECD, G-80 
und der EU das Versprechung abgab,
die international geächteten Steuersys-
teme abzuschaffen und die im Ausland 
erzielten Gewinne mit akzeptierten Ins-
trumenten zu besteuern. Von rechts
kam damals die Empfehlung, sich nicht 
erpressen zu lassen. Doch die Drohung, 
international auf eine Schwarze Liste
gesetzt zu werden, hat längst gewirkt.

Mit der von den eidgenössischen
Räten verabschiedeten Unternehmens-
steuerreform III wurde inzwischen eine
Basis geschaffen, die es der Schweiz
erlauben dürfte, den Schaden in Gren-
zen zu halten. Auch bei der anstehen-
den Referendumsabstimmung auf Bun-
desebene geht es nicht mehr um den
Grundsatz, sondern um das Ausmass
der Instrumente, mit denen die Unter-
nehmen bei der Stange gehalten wer-
den sollen. Müsste nach einem Nein bei
der eidgenössischen Abstimmung
zurückbuchstabiert werden, wären vor 
allem jene Kantone die Leid tragenden,
die wegen eines hohen Anteils an Sta-
tusgesellschaften die höchsten Steuer-
ausfälle hinnehmen müssten. Dazu 
zählte auch Baselland, allerdings in
etwas geringerem Mass als Basel-Stadt.

Wettbewerb ist schon im Gang
Das Lamento über den interkanto-

nalen Steuerwettbewerb ist wenig hilf-
reich. Der Steuerwettbewerb ist bereits 
im Gang. Lanciert wurde er primär von 
den Westschweizer Kantonen. Ver-
ständlicherweise: Hätten diese nämlich 
nichts unternommen, wären sie als Ver-
lierer aus dem Streit zwischen der
Schweiz und der internationalen
Gemeinschaft hervorgegangen. Die
Westschweizer Kantone weisen eine
hohe Abhängigkeit von Firmen auf, die
sich nur über tiefere Gewinnsteuern
halten lassen. Der Kanton Waadt etwa
hat deshalb bereits an der Urne ent-
schieden, seinen hohen Gewinnsteuer-
satz gegen einen tiefen einzutauschen.
Ab 2019 gilt dort ein effektiver Satz von 
13,79 Prozent. Gewonnen wurde die 

Volksabstimmung dort sogar mithilfe 
der Linken.

Nichts tun, wie es die Juso empfeh-
len, war für den Baselbieter Finanz-
direktor Lauber, wie er am Mittwoch
sagte, nie eine Option. 35 Prozent der
Gewinnsteuern stammen zurzeit im
Baselbiet von den Statusgesellschaften.
In Basel-Stadt sind es sogar 56 Prozent.
Bei den Gewinnsteuern liegt Baselland 
heute an neuntletzter Stelle, wobei von 
den acht noch schlechter positionierten 
Kantonen sich 2019 zwei bereits auf die
andere Seite der Rangliste verabschie-
den. 

Dass sich Baselland diesen beiden
Kantonen anschliesst, ist keineswegs
willkürlich. Im Baselbiet – anders als in
Basel-Stadt – gibt es mehrere grössere 
Firmen, bei denen die Aufhebung ihres
Sonderstatus nicht über spezielle Ins-
trumente gedämpft werden kann. 
Müssten sie künftig mehr als die dop-

pelte Gewinnsteuer abliefern, wären sie
wohl kaum im Baselbiet zu halten.
Heute beträgt der Gewinnsteuersatz für
gemischte Gesellschaften im Baselbiet 
10 Prozent. Auch bei den tief angesetz-
ten neuen 14 Prozent steigt deren Steu-
erlast erheblich.

Der Kanton signalisiert mit der Sen-
kung der Gewinnsteuern in dieser 
Dimension den Mitbewerbern in der
Westschweiz, dass er nicht bereit ist,
sich den Honig vom Brot nehmen zu las-
sen. Oder konkret: nicht gewillt ist,
Handelsgesellschaften wie beispiels-
weise Ikea einfach so ziehen zu lassen.
Die offensive Gewinnsteuersenkung
öffnet zudem die Perspektive, dass
Baselland bei der Standortförderung
bessere Karten erhält. Nicht ausge-
schlossen ist bei einem effektiven
Gewinnsteuersatz von 14 Prozent, dass 
allfällige Wegzüge auch durch Zuzüge 
aufgefangen werden könnten.

Dass der tiefe Satz umstritten sein 
wird, kommt nicht überraschend. Den
Kritikern kann jedoch entgegengehal-
ten werden, dass in anderen Bereichen
der vom Bund vorgegebene Spielraum
nicht voll ausgenützt wird und die auf 
Februar angekündigte Vorlage keines-
wegs unausgewogen sein wird. So ver-
zichtet der Kanton Baselland auf die
von der  Wirtschaft geforderte zinsbe-
reinigte Gewinnsteuer (NID). Dies mag
zurzeit unbedeutend sein, ist es aber
mittelfristig keineswegs. Der Bund führt 
dieses Instrument ein und erlaubt es 
auch den Kantonen, wenn diese sich auf
eine minimale Dividendenbesteuerung
von 60 Prozent beschränken – wie es
der Kanton Baselland vorsieht. Der Ver-
zicht auf die NID ist ein gewichtiges 
Zugeständnis an die Kritiker.

Auch die Entlastung durch die Pa -
tentbox und die Abzüge für Forschung
und Entwicklung (Inputförderung) will 

der Kanton Baselland stärker begrenzen
als vom Bund maximal erlaubt. Lauber
erklärte am Mittwoch, er ziele auf eine
Entlastungsgrenze von zwischen 50 
und 70 Prozent, maximal wären 80 Pro-
zent möglich.

Fünfjährige Übergangszeit
Schliesslich will die Regierung auch 

Rücksicht auf den Finanzhaushalt neh-
men, der zurzeit noch in den roten Zah-
len steckt. So sieht er Übergangsrege-
lungen vor, insbesondere auch bei der
Senkung des kantonalen Gewinnsteu-
ersatzes. Während etwa der Kanton
Waadt die massive Senkung bereits per
Januar 2019 beschlossen hat, plant die
Baselbieter Regierung dafür eine stu-
fenweise Anpassung über fünf Jahre.
Dabei dürfte die Regierung darauf spe-
kulieren, dass für die Unternehmen die
langfristige Perspektive wichtiger ist als
rasche Sofortmassnahmen.

SP: «Unsozial und
verantwortungslos»
Liestal. Die Baselbieter SP hat kein 
Musikgehör für die Statusgesellschaf-
ten: Mit der Unternehmenssteuerre-
form III müsse man «mit dem besonde-
ren Steuerstatus für Holdings und
andere Gesellschaften aufräumen, die 
bisher mit Steuerprivilegien und Dum-
pingsteuern in die Schweiz gelockt
wurden». Statt «die Steuerniveaus aus-
zugleichen» und «den interkantonalen
Steuerwettbewerb abzubauen», mache
der Kanton das Gegenteil, um «ver-
meintliche Vorteile» zu erringen. Damit 
schiesse man weit über das Ziel hinaus 
und rase in den Abgrund, heisst es in 
der Stellungnahme. 
Die SP stört sich insbesondere daran, 
dass auch Unternehmen von einem tie-
feren Gewinnsteuersatz profitieren sol-
len, die bisher nicht zu einem Sonder-
satz besteuert wurden. Dies erinnere 
«an die Steuergeschenke an die Unter-
nehmen aus der Ära Ballmer». Beson-
ders schmerzlich sei auch die massive
Reduktion der Kapitalbesteuerung. Die
Einnahmenverluste für die Staatskasse
beziffert die SP auf 70 Millionen Fran-
ken und nicht auf die offiziell geschätz-
ten 49 Millionen. «Die unsoziale, 
 unsolidarische und finanzpolitisch ver-
antwortungslose Art und Weise, mit 
welcher der Kanton Baselland die
Unternehmenssteuerreform III umset-
zen will, weist die SP Baselland in aller
Form zurück», steht in der Medienmit-
teilung, unterzeichnet von Landrätin
Kathrin Schweizer.
Noch schärfer nehmen die Juso Stel-
lung. Co-Präsidentin Julia Baumgartner
meint, «die Rechtskonservativen wirt-
schaften mit der Senkung der Gewinn-
steuern erneut nur in die eigenen 
Taschen». td

GEWINNSTEUERSÄTZE, ORDENTLICH

Quelle: KPMG (2014)

Ordentliche Gewinnsteuersätze 2014, effektiv, inkl. Bundessteuer, am Hauptort, in Prozent
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Zum Beispiel Ikea. Baselland will Handelsgesellschaften nicht einfach so ziehen lassen.  Foto Mischa Christen

Die Rangliste. Mit dem heutigen Gewinnsteuer-Satz gehört der Kanton Baselland zu den teureren Standorten. 
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